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Aus  der  Perspektive  einer  demokratischen  Organisation  des
Bildungssystems müssen drei Grundanforderungen erfüllt sein, damit es
als demokratisch bezeichnet werden kann: Erstens eine Bildung für alle
im Sinne  der  Rechtsgleichheit,  zweitens  eine  Selektion  aufgrund  von
schulischen  Leistungen  und  drittens  müssen  die  Instanzen,  an  die
Kompetenzen delegiert werden, demokratisch legitimiert und kontrolliert
werden. Letzteres gilt auch für Handlungsinstanzen wie Schulleitungen
oder autonome Schulen.
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Heinrich Grunhozer (1819
–  1873) :  D ie  Schu le
unserem  Volke  und  der
Jugen  bekanntmachen.

Heinrich  Grunholzer,  einer  der  bekanntesten  Vertreter  der  demokratischen
Volksbildung  in  der  Schweiz  im  19.  Jahrhundert  sah  deren  Aufgabe
folgendermassen: «Es ist die Aufgabe eines jeden Freundes der Volksbildung,
unsere  republikanischen  Institutionen,  unsere  Verfassung  und  staatlichen
Einrichtungen  unserer  Jugend  und  unserem Volke  bekannt  zu  machen.»  Die
Schule  wurde  im  19.  Jahrhundert  von  den  liberalen  Staatsgründern  als
«republikanische  Institution»  konzipiert.  Das  Wissen  um  die  demokratische
Konzeption und Legitimation der Schule kann trotz politischem Unterricht in der
Schule bei den heutigen Diskussionen um Privatisierung, Autonomisierung und
Ökonomisierung  der  Schule  (New  Public  Management)  offenbar  nicht  mehr
vorausgesetzt werden.

Wie also steht es um die institutionelle Verfasstheit der Schule, wenn man
staats-  und  verwaltungsrechtliche  Überlegungen  in  den  Vordergrund
stellt?

In  den  1830er  Jahren  wurden  in  vielen  Kantonen  liberale  Verfassungen
eingesetzt, welche das Volk als Souverän bezeichneten, ein Parlament als dessen
Stellvertreter vorsah, Rechtsgleichheit einführten und die Vorrechte von Stand
und Geburt  abschafften.  Diese Entwicklung wurde 1848 im neu gegründeten
Bundesstaat  schweizweit  nachvollzogen.  Die  Rechtsgleichheit  aller  Bürger
versuchte  man  mit  einem  modernen  Bildungssystem  umzusetzen.



Ludwig Snell (1785-1854):
R e p u b l i k a n i s c h e
Verfassungen  brauchen
ein  gebildetes  Volk.

Es war allgemein anerkannt, dass republikanische Verfassungen notwendig «ein
Volk verlangen, welches einen Grad von Ausbildung zur Vernunft besitzt,  der
Freiheit und Humanität des Staates gewährleistet. Das in geistiger Hinsicht ein
freies und selbständiges Urteil fällen kann und das in sittlicher Hinsicht so viel
Selbstverleugnung  erbringt,  dass  es  im  Stande  ist,  das  Privatinteresse  dem
allgemeinen  Wohl  unterzuordnen»  (Ludwig  Snell  1834).  Der  Grundsatz  der
Rechtsgleichheit hat zu einer Totalreform der Volksbildung geführt, die auf der
Grundlage  von  Vernunft  und  Freiheit  beruht.  «Der  oberste  Zweck  aller
öffentlichen  Erziehung  ist  demnach:  alle  werdenden  Bürger  der  allgemeinen
gleichen Menschenbestimmung entgegen zu führen – oder mit anderen Worten:
sie alle zur Würde freier Vernunftwesen auszubilden» (Ludwig Snell 1840).

Die  Schulpflicht  war  bereits  in  den  Landschulordnungen  des  17.  und  18.
Jahrhunderts verankert. Nun wurden die Instrumente zur Durchsetzung etabliert
und das Schulsystem ausgebaut.  Um die Bildung aller,  mit den Zugängen zu
mittleren  und  höheren  Schulen,  zu  gewährleisten,  mussten  diese  Schulen
flächendeckend  erst  gegründet  werden,  wobei  das  Gymnasium  vorerst  ein
Vorrecht  der  Städte  blieb.  Um die  Landbevölkerung nicht  zu  benachteiligen,
konnte etwa die Universität  Bern um 1850 auch schon nach Abschluss einer
Sekundarschule besucht werden.

Der  Bildungsausbau  und  die  Idee  der  Chancengleichheit  im  Sinne  der



Rechtsgleichheit  gehörten  zum Kernprogramm der  liberalen  und  radikalen
Staatsträger des 19. Jahrhunderts.

Chancengleichheit: Zugang zur Bildung für alle

Der  Bildungsausbau  und  die  Idee  der  Chancengleichheit  im  Sinne  der
Rechtsgleichheit  gehörten  zum  Kernprogramm  der  liberalen  und  radikalen
Staatsträger  des  19.  Jahrhunderts.  Es  war  jedoch  nie  deren  Meinung,  dass
jedermann die Universität besuchen solle. Zum politischen Programm gehörte
auch, dass Stellung und Position in der Gesellschaft nicht mehr durch Stand und
Geburt, sondern durch Leistung zugeteilt werden solle. Weil dies auch für die
Bildungs-  und  Lebenschancen  gelten  soll  und  gleichzeitig  allen,  aus
naturrechtlichen  und  staatspolitischen  Gründen,  zukommen  soll,  ergibt  sich
dadurch  ein  doppeltes  Regelungsproblem,  das  auch  heute  noch  für
bildungspolitische Diskussionen sorgt: Um Bildung für alle zu ermöglichen, muss
erstens ein «Bildungssockelniveau» für alle festgelegt werden, zweitens müssen
die Zugänge zu höheren Bildungsinstitutionen etabliert werden, die nicht von
allen, sondern nach erbrachten Leistungen besucht werden können. Damit ersetzt
das moderne Bildungssystem die  Vorrechte von Geburt  und Stand durch die
Leistung.

Die Verfassungen garantieren zwar
Rechtsgleichheit,  jedoch  nicht
Gleichheit  der  Individuen.

Die Verfassungen garantieren zwar Rechtsgleichheit, jedoch nicht Gleichheit der
Individuen.  Da  sich  Leistungsmöglichkeiten  und  Leistungsgrenzen  individuell
unterscheiden, ergeben sich daraus die Fragen, wieviel Bildung allen zu kommen
soll und wie der Zugang zur höheren Bildungsinstitutionen geregelt werden soll.



Wievie l  Bi ldung  kommt  a l len  zu ,  unabhängig  von  ihren
Leistungsmöglichkeiten  und  -grenzen?

Die neunjährige Volksschulzeit als Bildungssockelniveau (Sekundarstufe I) konnte
in  der  Schweiz  nach  150jährigem  Kampf  während  der  Hochkonjunktur  der
Nachkriegszeit durchgesetzt werden. Für eine reale Chance auf dem heutigen
Arbeitsmarkt ist jedoch eine Ausbildung auf der Sekundarstufe II (Berufs- und
Mittelschulen) quasi obligatorisch. 90% der Jugendlichen haben einen Abschluss
auf  Sekundarstufe  II.  Für  die  übrigen  10%  wurden  niederschwellige
Ausbildungsangebote  geschaffen.

Wie  wird  der  Zugang  zu  höheren  Bildungsinstitutionen  demokratisch
geregelt?

Das moderne Bildungswesen hat die Mechanismen Selektion und Berechtigung
eingeführt, um unter den Bedingungen der Rechtsgleichheit auf unterschiedliche
Berufe und soziale Positionen vorzubereiten. Damit soll mit derselben Ausbildung
auf unterschiedliche Berufe vorbereitet und allen dieselbe Ausbildung (bis zum
Universitätsabschluss) ermöglicht werden.

Das  Selektionsproblem,  das  beim  alten  ständischen  System  der  Schule
vorgelagert war, wurde nun in die Schule hineinverlagert und dort seit 1830
mit einer Selektion von Schulstufe zu Schulstufe.

Das  demokratische  Schweizer  Schulsystem  wurde  von  Condorcet
übernommen

Im Zuge der Demokratisierung wurde das traditionelle ständische Modell mit der
vertikalen  Gliederung,  das  für  unterschiedliche  Berufe  unterschiedliche
Schultypen  von  der  Einschulung  an  vorsah,  allmählich  in  ein  horizontal
gegliedertes Schulsystem umgewandelt. Dieses moderne, demokratische System,
das der Schweizer Schulrefomer Grégoire Girard von Condorcet übernommen
hatte,  brachte  das  Problem  von  Selektion  und  Berechtigung  zwischen  den
Schulstufen.  Das  Selektionsproblem,  das  beim  alten  ständischen  System der
Schule vorgelagert war, wurde nun in die Schule hineinverlagert und dort seit
1830 mit einer Selektion von Schulstufe zu Schulstufe. Wer die Selektion nicht
schaffte,  verliess  die  Schule  und  wechselte  in  die  Arbeitswelt.  Mit  der
allmählichen Verlängerung der Schulpflicht wurden unterschiedliche Schultypen



geschaffen, die wiederum die Notwendigkeit auf Selektion erhöhten.

Reduktion der Selektivität

In  neuerer  Zeit  wurden  im  Selektionsbereich  tiefgreifende  Veränderungen
vorgenommen: Selektionshürden wurden abgebaut, Selektionsinstanzen werden
anders gewichtet, die Selektion wurde von der Gesamtnote auf die Hauptfächer
eingegrenzt und zusätzlich weiche Kriterien wie die Sozial- und Selbstkompetenz
einbezogen. Diese Entwicklungen sind für ein demokratisches Bildungssystem an
und für sich schon problematisch.

Mit  dem  Übergang  zur  Kompetenzorientierung  werden  der  Selektion  die
Grundlagen völlig entzogen: Erstens können die Leistungen nach Fächern nicht
mehr gemessen werden, weil die Fächer abgeschafft werden und zweitens bleibt
die Ableitung der Zeugnisnoten von den Kompetenzen ein Ermessensentscheid
und kann weder mathematisch noch sonst wie nachvollzogen und kontrolliert
werden, womit die Rechtsgleichheit nicht mehr gegeben ist.

Mit  der  Reduktion  der  Selektivität  schleicht  sich  die  Schule  und  die
Lehrprofession aus der Verantwortung für die Zuweisung von gesellschaftlichen
Chancen durch Bildung davon. Damit entsteht nicht eine klassenlose Gesellschaft
ohne  Hierarchie,  wie  man  Ende  der  1960er  Jahr  noch  glaubte,  sondern  die
Selektion  wird  von  den  kompetenzorientierten  Bildungseinrichtungen  zu  den
nachfolgenden  Institutionen  (Gymnasium,  Hochschule,  Lehrbetrieb  usw.)
verschoben. Diese müssen sich, weil Kompetenzbenotungen wenig aussagefähig
sind, mit Zugangsprüfungen Klarheit verschaffen, womit die Chancengleichheit
nicht  mehr  gewährleistet  ist.  Die  Frage  ist  nicht,  ob  durch  Selektion
gesellschaftlichen Positionen zugewiesen werden oder nicht, dies geschieht so
oder so.

Geringere Selektivität macht das Bildungssystem nicht gerechter.

Wer selektioniert mit welcher Legitimation?

Die Lehrerschaft ist durch ihre Ausbildung für die Durchführung der Selektion am
besten qualifiziert  und kennt die Schüler und ihr persönliches Umfeld.  Diese
Funktion ist mit viel Sozialprestige verbunden und machte einen wesentlichen
Teil des gesellschaftlichen Einflusses der Lehrerschaft aus. Wird diese Funktion



nicht wahrgenommen, schadet es dem Beruf und der Schule als Institution. Die
Öffnung des Bildungssystems durch die Reduktion der Selektivität  erhöht die
Chancen der unteren Sozialschichten nicht,  sondern der Zugang zur höheren
Bildung  wird  für  alle  erleichtert  bzw.  das  notwendige  Leistungsniveau  wird
herabgesetzt. Geringere Selektivität macht das Bildungssystem nicht gerechter.

Mechanismus der Berechtigungen

Neben  der  Selektion  gibt  es  die  Berechtigungen,  die  die  Selektion  ersetzen
können.  Die  Selektion  erfolgt  bei  den  Berechtigungen  nicht  durch  die
aufnehmende sondern durch die abgebende Institution. In der Schweiz ist das
klassische Beispiel die Matur, weil sie zu einem allgemeinen Hochschulzugang
(ohne Zugangsprüfung) berechtigt. Das Problem in Sinne einer demokratischen
Regelung  bei  den  Berechtigungen  ist,  dass  sie  bei  den  verschiedenen
Ausbildungstypen auf der Sekundarstufe II nicht einheitlich geregelt sind. Das
Gymnasium  hat  aufgrund  der  von  ihm  definierten  Eingangsselektion  und
abgebenden Berechtigung eine starke Position im Schweizer Bildungswesen und
weil es ihm bisher gelungen ist, die Selektivität hoch zu halten.

Condorcets  Ideen  zielten  in  die  Richtung  einer  unabhängigen  Gewalt
(Edukative), die die öffentliche Kontrolle der Bildungsinstitutionen gegenüber
den drei Gewalten (Legislative, Exekutive, Judikative) gewährleisten sollte.

Selektion und Berechtigung aufgrund von Leistung ist die notwendige Ergänzung
des Bildungssystems zur Forderung nach Bildung für alle. Nur beide Prinzipien
zusammen  ermöglichen  die  Chancengleichheit  im  Sinne  der  Rechtsgleichheit
sowie  die  Berücksichtigung  der  individuellen  Unterschiede  im  System  ohne
falsche Nivellierung. Nur zusammen ermöglichen sie ein Bildungssockelniveau für
alle flächendeckend zu realisieren und gleichzeitig die Lernstarken zu fördern
sowie eine faire Zuweisung von Bildungschancen auf objektivierbaren Kriterien.



Weiche Kriterien für Selektionsabbau

Demokratische Bildungspolitik und öffentliche Kontrolle

In einer Demokratie gibt es drei zentrale Grundprinzipien zur Machtausübung:
Erstens muss die Macht demokratisch legitimiert sein, zweitens muss sie durch
Teilung  beschränkt  werden  und  drittens  muss  sie  mit  verschiedenen
Mechanismen kontrolliert werden können. Die Kontrolle der Kompetenzen durch
demokratische  Mechanismen  waren  eine  der  Stärken  der  traditionellen
Bildungsorganisation.  Die  theoretische  Begründung  dieses  Modells  geht  auf
Condorcet  zurück und wurde in  der  Helvetik  im Projekt  für  die  öffentlichen
Schulen  übernommen  und  in  den  1830er  Jahren  in  den  liberalen  Kantonen
eingeführt. Condorcets Ideen zielten in die Richtung einer unabhängigen Gewalt
(Edukative), die die öffentliche Kontrolle der Bildungsinstitutionen gegenüber den
drei Gewalten (Legislative, Exekutive, Judikative) gewährleisten sollte.

Zentraler  Aspekt  ist  die  Legitimation  der  einzelnen  Instanzen  und  deren
Kompetenzen (Entscheidungsbefugnisse) im System. Der Grad der Öffentlichkeit
hängt vom Verhältnis zwischen der direkten Legitimation durch Volkswahl und
der  abgeleiteten  Legitimation  ab  und  welche  Kompetenzbereiche  direkt  und
welche  nur  indirekt  demokratisch  legitimiert  sind.  Instanzen  mit  wichtiger
bildungspolitischer  Steuerungs-  und  Kontrollfunktion  werden  normalerweise
durch  Volkswahl  legitimiert.  Neben  Parlament  und  Regierung  sind  in  den
kantonalen  Schulsystemen  auch  die  Schulpflegen/-kommissionen  (auf
kommunaler Ebene) direkt-demokratisch legitimiert. Letztere bilden zusammen
mit den von den kantonalen Verwaltungen eingesetzten Schulinspektoraten die



Schulaufsicht.

Die Legimitation

Die  Bildungsverwaltung  und  die  Lehrerschaft  haben  nur  eine  abgeleitete
Legitimation. Die Verantwortung für die Steuerung des Systems liegt bei den
demokratisch  legitimierten  Instanzen,  denen  diejenigen  mit  abgeleiteter
Legitimation hierarchisch untergeordnet sind. Für die abgeleitete Legitimation
(Verwaltung,  Lehrerschaft,  Schulleitung)  besteht  normalerweise  eine
Rechenschaftspflicht.  Macht-  und  Steuerungsmittel  der  Lehrerschaft  sind  der
Unterricht nach Lehrplan, die Möglichkeit von Schwerpunktsetzungen, die freie
Methodenwahl sowie die Selektion und Berechtigung, wobei ihr im Umfang der
Reduktion der Selektivität Steuerungsmöglichkeiten entzogen werden.

Die  öffentliche  Finanzierung  des  Bildungswesens,  im  Sinne  eines  sozialen
Ausgleichs,  ist  von  der  öffentlichen  Kontrolle  und  der  demokratischen
Legitimation  abhängig.

Die  Instanzen  mit  abgeleiteter  Legitimation  werden in  der  Regel  durch  ihre
übergeordneten Instanzen mit direkter demokratischer Legitimation kontrolliert.
Kompetenzdelegation  ist  immer  mit  Kontrolle  verbunden,  die  damit  die
Kompetenzdelegation demokratisch legitimiert. Die öffentliche Finanzierung des
Bildungswesens,  im Sinne  eines  sozialen  Ausgleichs,  ist  von  der  öffentlichen
Kontrolle und der demokratischen Legitimation abhängig.

Konsequenzen für eine demokratische Organisation des Bildungssystems

Das  traditionelle  Verständnis  über  Demokratie  und  Bildung  begann  mit  der
Forderung nach Schulen für alle. Als diese Forderung mit der Schulpflicht erfüllt
war, ging es um die Dauer der Schulbesuchspflicht, die mit einem «genügenden
Primarunterricht»  in  der  Bundesverfassung  von  1874  festgeschrieben  wurde.
Neben dem Ausbau des Bildungssystems wurde die Funktion der Bildung im
Hinblick auf den demokratischen Staat diskutiert. Weil sich alle Bürger an den
politischen  Entscheiden  beteiligen  konnten,  sollte  die  nationale  Erziehung
tugendhafte  und  demokratisch  gesinnte  Staatsbürger  erziehen.  Die  Schüler
sollten im Sinne einer kleinen politischen Gemeinschaft unterrichtet werden. Seit
den 1960er Jahren soll ein demokratisches Bildungswesen die Chancen auf einen
höheren Bildungsabschluss für alle Sozialschichten gewährleisten.



Die neueren Diskussionen um die Steuerungsmechanismen im Bildungswesen
(Schulleitungen,  Schulautonomie  usw.)  zielen  auf  die  Organisation  des
Bildungswesens  und  nicht  mehr  auf  eine  demokratische  Erziehung  der
Individuen  im  System.

Die neueren Diskussionen um die  Steuerungsmechanismen im Bildungswesen
(Schulleitungen,  Schulautonomie  usw.)  zielen  auf  die  Organisation  des
Bildungswesens und nicht mehr auf eine demokratische Erziehung der Individuen
im System. Das Ziel wurde eine Bildung für alle auf der Sekundarstufe II. Dem
wirkt die Verringerung der Selektivität der Schule entgegen, weil ein sozialer
Ausgleich  nur  möglich  ist,  wenn  die  Schule  weiterhin  und  aufgrund  von
schulischen Leistungen selektioniert. Zugang für alle, Selektion und Berechtigung
müssen dem Anspruch auf ausgewogene Freiheit und Gleichheit genügen, nur
dann ist ein demokratisches Bildungssystem realisierbar. Freiheit bedeutet, dass
nicht alle, die im Rennen gestartet sind, auch gleichzeitig am Ziel ankommen.
Solchen  Differenzen  dürfen  in  einem  demokratischen  Bildungssystem  nur
aufgrund  von  Schulleistungsunterschieden  entstehen,  weshalb  dieses  der
Selektion  aufgrund  von  Leistung  einen  hohen  Stellenwert  einräumt.

Machtkonzentrationen bei den Behörden sind eine Gefahr für die Demokratie

Demokratische Legitimation, Kompetenzdelegation, Steuerungsmöglichkeiten und
demokratische  Kontrolle  stehen  in  der  bisherigen  Organisation  des
Bildungswesens in einem ausgewogenen, labilen Gleichgewicht zueinander. Hohe
Entscheidungsbefugnisse  erfordern  nach  der  modernen,  demokratischen
Staatstheorie  eine  direktdemokratische  Legitimation,  damit  die  Macht
demokratisch legitimiert ist. Machtkonzentrationen bei den Behörden sind eine
Gefahr  für  die  Demokratie,  deshalb  hat  man  die  Grundsätze  der
Gewaltentrennung, die Rechenschaftspflicht der Behörden und die Öffentlichkeit
des Staatshaushaltes eingeführt.

Seit  den  1990er  Jahren  werden  immer  mehr  direktdemokratische  Instanzen
abgeschafft  oder  entmachtet  (Abschaffung  der  Lehrerwahl,  der
Bezirksschulpflege  und  der  Schulgemeinden,  Entmachtung  der  Schulpflegen
usw.)  und  durch  solche  mit  abgeleiteter  Legitimation  ersetzt  (Schulleiter,
«professionelle»  Schulaufsicht  usw.).



Pseudodemokratische  Instanzen,  die  nicht  delegiert  und  nicht  kontrolliert
werden,  sich  selber  «legitimieren»  (Erziehungsdirektorenkonferenz  EDK,
Deutschschweizer  Erziehungsdirektorenkonferenz  D-EDK,  Schweizerische
Berufsbildungsämterkonferenz  SBBK  usw.)

Mangelnde Legitimation

Gleichzeitig werden neue, pseudodemokratische Instanzen geschaffen, die nicht
delegiert  und  nicht  kontrolliert  werden,  sich  selber  «legitimieren»
( E r z i e h u n g s d i r e k t o r e n k o n f e r e n z  E D K ,  D e u t s c h s c h w e i z e r
E r z i e h u n g s d i r e k t o r e n k o n f e r e n z  D - E D K ,  S c h w e i z e r i s c h e
Berufsbildungsämterkonferenz  SBBK  usw.)  und  Kompetenzen  geben
(Einheitslehrplan 21, Berufsbildung 2030, Kompetenzorientierung usw.). Das hat
zum  Beispiel  dazu  geführt,  dass  für  die  flächendeckende  Durchsetzung  des
Lehrplans  21  extra  die  D-EDK  geschaffen  wurden,  die  sich  dazu  mit  einer
«Verwaltungsvereinbarung»  selber  eine  gesetzliche  Grundlage  «im  weiteren
Sinne» schuf, die als «interkantonales Soft Law» mit Demokratiedefizit gilt, weil
weder Parlamente noch das Volk darüber abstimmen konnten.

Wenn man sich über die staatsrechtliche Dimension des Problems hinwegsetzt,
darf  man  sich  nicht  darüber  beklagen,  wenn  die  Lehrer  nicht  mehr  als
öffentliche Personen wahrgenommen werden.

Wenn Reformen (Einheitslehrplan 21, KV-Reform 2022, Berufsbildung 2030 usw.)
und  Diskussionen  über  Schulautonomie,  New  Public  Management,  «neue
Steuerung»  (Soft  Governance)  auf  Bundesebene,  «Professionalisierung»  der
Schulaufsicht,  Abschaffung  von  Schulpflegen  und  Noten  usw.  die  Schule
ausserhalb  des  demokratischen  Legitimationssystems  versetzt,  wird  sie  als
öffentlich-demokratische Institution aufs Spiel gesetzt, ohne dass man sich der
Tragweite  dieser  Entwicklung  bewusst  ist.  Wenn  man  sich  über  die
staatsrechtliche  Dimension  des  Problems  hinwegsetzt,  darf  man  sich  nicht
darüber  beklagen,  wenn  die  Lehrer  nicht  mehr  als  öffentliche  Personen
wahrgenommen werden, wenn die Bürger bei der Finanzierung der öffentlichen



Schule  zurückhaltend  werden  sowie  die  Schule  mit  privatwirtschaftlichen
Institutionen  (Profit  Center)  verwechselt  wird,  die  beliebig  nach
marktwirtschaftlichen  Kriterien  organisiert  werden  kann  und  bei  der  die
Chancengleichheit  auf  der  Strecke  bleibt:  Heute  besucht  im  Schulkreis
Zürichberg rund jedes sechste Kind eine Privatschule. In Schwamendingen nicht
einmal jedes fünfunddreissigste.
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